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 INFOMAIL 

Band 15, Ausgabe  12 

Axel  E.  Fischer  
Mitgl ied des Deutschen Bundestages  

Schutz vor Verbrechen 

und Gewalt 

2 

Krankenhausassistenz 

wird finanziert 

2 

Wasserstofftechnik ein-

führen 

3 

Energiewende schneller 

voranbringen 

3 

Klimaneutralität 2045 4 

ÖPNV-Rettungsschirm 3 

In dieser Ausgabe:

Das Bundesfinanzmi-
nisterium hat in dieser 
Woche den Haushalts-
entwurf 2022 mit einer 
Nettokreditaufnahme 
von 99,7 Mrd. Euro so-
wie den Finanzplan bis 
2025 vorgelegt.   

Der Haushaltsentwurf 
für 2022 wird vom Bun-
destag nicht mehr bera-
ten und auch nicht be-
schlossen. Nach der 
Bundestagswahl 
wird es mit ei-
ner anderen Ko-
alition einen 
neuen Haushalt 
geben.  

Der Entwurf 
gibt jedoch den 
aktuellen Stand 
der Haushaltsla-
ge vor der Bun-
destagswahl wieder – 
nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. Die Be-
schlüsse der Großen 
Koalition sind umge-
setzt, zum Klimaschutz 
genau wie zur Pande-
mie-Bekämpfung. Fest 
steht: Auch 2022 muss 
der Bund erneut die 
Ausnahme von der 
Schuldenbremse akti-
vieren, weil die Pande-
mie-bedingten Auswir-
kungen auf der Einnah-
me- und Ausgabeseite 
noch zu groß sind. 

Der Finanzplan von 
Finanzminister Scholz 
sieht die Rückkehr zur 

Schuldenbremse ab 
2023 vor. Das ist zwin-
gend notwendig. Auf 
dieser Basis kann die 
neue Koalition Ände-
rungen bei den Prioritä-
ten vornehmen. Zusätz-
liche Ausgaben oder 
Steuersenkungen sind 
möglich, wenn die fi-
nanziellen Spielräume 
vorhanden sind. Die 
beste Strategie zur Kon-
solidierung des Haus-

halts ist - 
wie nach der 
Finanzkrise 
2008/2009 - 
Wirtschafts-
wachstum. 
Dafür kön-
nen Entlas-
tungen der 
Steuerzahler 
und Unter-

nehmen hilfreich sein, 
wenn sie solide gegenfi-
nanziert sind. Das ist 
leistbar, wenn unwirk-
same Ausgaben gestri-
chen werden und über-
höhte Ansätze im Haus-
haltsplan abgesenkt 
werden, die ohnehin 
nicht abfließen und nur 
Ausgabereste produzie-
ren. 

Die bisher ungelösten 
Herausforderungen im 
Haushalt müssen von 
der neuen Koalition an-
gegangen werden. Herr 
Scholz hat hier keinen 
Ehrgeiz als Finanzmi-
nister gezeigt. Insbeson-

dere die weiter steigen-
den Zuschüsse an die So-
zialversicherungen und 
die Transfers an Länder 
und Kommunen müssen 
eingedämmt werden. Der 
Bund kann nicht alle an-
deren staatlichen Ebenen 
dauerhaft alimentieren, 
sondern muss seine eige-
nen Aufgaben erledigen. 

Im Haushaltsauschuss  
haben wir in der letzten 
Sitzung vor der Sommer-
pause wichtige Beschaf-
fungs- und Entwick-
lungsprojekte der Bun-
deswehr mit einem In-
vestitionsvolumen von 25 
Millionen Euro oder 
mehr beraten. und die 
Mittel freigegeben. Da-
runter sind unter Ande-
rem wichtige Vorhaben 
für die Marine mit einem 
Auftragswert von insge-
samt 6,8 Milliarden Euro 
in den nächsten 10 Jah-
ren wie das deutsch-
norwegische U-Boot-
Projekt (2,8 Mrd. Euro), 
3 Flottendienstboote (2 
Mrd. Euro), 2 Marinebe-
triebsstoffversorger (914 
Mio. Euro) und 2 Erpro-
bungsboote (95 Mio. Eu-
ro). Damit führen wir die 
Modernisierung der Ma-
rine fort und setzen ein 
industriepolitisches Zei-
chen, indem wir den 
Schiffbau und die Zulie-
fererindustrie besonders 
im Norden Deutschlands 
stärken.  

Haushaltsentwurf 2022 vorgelegt 

Freitag, 25. Juni 2021 

Themen 

 Sicherheit 

 Klimaschutz 

 Verkehr 

 Energie 
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So genannte „Feindeslisten“, 
zur Kennzeichnung politisch 
missliebiger Personen können 
künftig nicht mehr straflos im 
Internet veröffentlicht werden. 
Widerwärtige Missbrauchsan-

leitungen, mit denen 
sich Pädokriminelle 
darüber informieren, 
wie sie noch leichter 
und unauffälliger Kin-
der missbrauchen kön-
nen, werden verboten. 
Wir verbieten krimi-
nelle Handelsplattfor-
men, auf denen Waf-

fen oder Drogen im Darknet 
verkauft werden und Kinder-
pornographie gehandelt wird. 
Frauen werden besser vor Stal-
king geschützt, indem der 
Straftatbestand der Nachstel-
lung praxistauglicher ausge-
staltet wird. Wir erhöhen den 
Schutz von Prostituierten: Frei-
er, die sexuelle Dienstleistun-
gen trotz einer offensichtlichen 
Zwangslage der Prostituierten 
in Anspruch nehmen, müssen 

Der Deutsche Bundestag hat 
am Donnerstag umfassende 
Änderungen im Strafrecht, 
darunter Maßnahmen zum 
besseren Schutz von Kindern, 
von Prostituierten, zur Straf-
barkeit sogenannter 
Feindeslisten, kriminel-
len Handelsplattformen 
im Internet und zum 
Stalking verabschiedet.  

Als Union konnten wir 
auf den letzten Metern 
dieser Wahlperiode noch 
ein umfassendes Maß-
nahmenpaket in der In-
nen- und Rechtspolitik durch-
setzen. Der Rechtsstaat zeigt 
mit diesem Gesetzespaket 
seine Zähne und stärkt den 
Schutz vor Gewalt und Ver-
brechen.  

Die neuen Regelungen fügen 
sich ein in zahlreiche Maß-
nahmen zur Stärkung der 
Inneren Sicherheit, die wir 
als Union dieser Wahlperiode 
vorangetrieben haben.  

sich künftig unter strengeren 
Voraussetzungen strafrecht-
lich verantworten. 

Im Staatsangehörigkeitsrecht 
sorgen wir dafür, dass künftig 
niemand mehr eingebürgert 
wird, der zu einer antisemi-
tisch, rassistisch oder frem-
denfeindlich motivierten 
Straftat verurteilt worden ist; 
und damit anders als bislang 
auch bei Verurteilungen un-
terhalb der Schwelle der soge-
nannten Bagatelldelikte 
(Verurteilung zu 90 Tagessät-
zen oder 3 Monaten Freiheits-
strafe. Zukünftig kann in Fäl-
len von Mord und Völkermord 
das Strafverfahren gegen ei-
nen zuvor freigesprochenen 
Täter neu aufgerollt werden, 
wenn neue Beweismittel auf-
tauchen, die die Täterschaft 
mit hoher Wahrscheinlichkeit 
feststellen. In diesen eng um-
grenzten Fällen soll die Ge-
rechtigkeit Vorrang gegen-
über der Rechtskraft eines 
Freispruchs haben. 

Schutz vor Verbrechen und Gewalt 

Krankenhausassistenz wird finanziert 
schen Knoten durchschlagen: 
Angehörige oder Personen aus 
dem engsten persönlichen Um-
feld erhalten ein Krankengeld 

von der gesetzlichen 
Kr ank envers i c he -
rung, wenn sie Versi-
cherte mit Anspruch 
auf Leistungen der 
Eingliederungshilfe, 
der Jugendhilfe oder 
der Kriegsopferfür-
sorge begleiten. Er-
folgt die Begleitung 
hingegen durch eine 
vertraute Person, die 

die Betroffenen im Alltag in ei-
ner Einrichtung der Eingliede-
rungshilfe betreut, müssen die 
Länder zahlen.  

Nach vielen Jahren Diskussi-
on und ungeklärter Träger-
zuständigkeit gibt es endlich 
eine Lösung für die Beglei-
tung von Menschen mit kog-
nitiven oder mehrfa-
chen Behinderungen, 
die im Krankenhaus 
nicht ohne Unterstüt-
zung vertrauter Perso-
nen kommunizieren 
können.  

Mit dem Beschluss des 
Deutschen Bundestages 
über Regelungen zur 
Finanzierung der Begleitung 
von Menschen mit Behinde-
rungen im Krankenhaus ha-
ben wir auf der Ziellinie die-
ser Wahlperiode den gordi-

Es ist wichtig, dass eine medizi-
nische Behandlung nun nicht 
mehr daran scheitert, dass sich 
Menschen mit Autismus, 
Sprachbehinderungen oder 
Angstzuständen im Kranken-
haus nicht verständigen kön-
nen. Nun geht darum, dass der 
gefundene Kompromiss auch in 
der Praxis zu einer sachgerech-
ten Lösung und einer fairen fi-
nanziellen Verteilung der Kos-
ten für die Leistungsträger 
führt. Dazu liegen bislang nur 
Schätzungen vor. Daher stre-
ben wir in einigen Jahren eine 
Untersuchung der Regelung an, 
um die Frage der Kostentra-
gung vor diesem Hintergrund 
noch einmal zu bewerten.  
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ÖPNV-Rettungsschirm 

Letztverbrauchern den Ab-
schluss eines Stromlieferver-
trages mit dynamischen Tari-
fen anbieten. Darüber hinaus 
wird der Einsatz von Speichern 
am Markt erleichtert, mehr 
Transparenz auf Verteilernetz-
ebene geschaffen und eine An-
schlussförderung für kleine 
Gülleanlagen etabliert. 

Für eine erfolgreiche Energie-
wende brauchen wir Bezahl-
barkeit, Versorgungssicherheit 
und Umweltverträglichkeit un-
serer Energieversorgung auch 
zukünftig. 

Leider sind die Fahrgeldeinnah-
men der Verkehrsunternehmen 

immer noch so 
erheblich gemin-
dert, dass eine 
Fortführung des 
Ö P N V -
Rettungspakets 

des letzten Jahres notwendig 
ist. Damit können Bus- und 

Bahnverkehre weiterhin in 
einem angemessenen Umfang 
aufrecht erhalten werden.  

Die Zahlungsmodalitäten wer-
den so angepasst, dass die 
hälftige Beteiligung der Län-
der erfolgt, bevor der Bund 
vorzeitig zahlt. So leistet der 
Bund einen wichtigen Beitrag 
für eine nachhaltige Mobilität. 

Mit der Verabschiedung des 
Sechsten Gesetzes zur Ände-
rung des Regionalisie-
rungsgesetzes nimmt der 
Bund  für 2021 nochmals 
eine Milliarde Euro  in 
die Hand, um die Länder 
bei der Finanzierung ih-
res chronisch defizitären 
ÖPNV zu unterstützen.  

Der Deutsche Bundestag hat 
am Donnerstag das Gesetz 
zur Beschleunigung von Ge-
nehmigungsverfahren beim 
Ausbau der Erneuerbaren 
Energien beschlossen.  

Klimaschutz und Energie-
wende gelingen nur mit 
einem weiteren Ausbau 
der Erneuerbaren Ener-
gien. Gerade mit dem 
Repowering haben wir die 
M ö g l i c h k e i t ,  m e h r 
Ökostrom zu erzeugen und 
gleichzeitig weniger neue Flä-
chen für Windparks in An-
spruch zu nehmen. Mit der 
Bündelung und Straffung von 

Energiewende schneller voranbringen 
Verfahren, der Koordinierung 
aller Zulassungs- und Genehmi-
gungsverfahren über eine ein-
heitliche Stelle in den Bundes-

ländern sowie der 
Verkürzung von 
Fristen haben wir 
wichtige Fort-
schritte erreicht. 
Die Bürgerbeteili-
gung bei der Pla-
nung und bei-
spielsweise die 
Mindestabstands-

regelungen zwischen Windrä-
dern und Wohnbebauung wer-
den dabei nicht eingeschränkt 
oder geändert.  

Im Genehmigungsverfahren 
für den Austausch alter Wind-
kraftanlagen ist künftig maß-
geblich, ob durch die neue An-
lage zusätzliche Belastungen 
entstehen. Bislang wurde die 
Vorbelastung durch die bereits 
bestehende Windenergieanlage 
nicht berücksichtigt. Dadurch 
wurden viele Projekte unnötig 
verhindert. Uns war es wich-
tig, dass bereits vorhandene 
Windstandorte mit modernster 
Anlagentechnik genutzt wer-
den können, denn auf diese 
Weise kann deutlich mehr 
Strom auf gleicher Fläche er-
zeugt werden.  

Diese Woche haben wir den 
Wasserstoff-Technologien als 
Schlüsselelementen der Ener-
giewende einen kräftigen An-
schub gegeben.  

Wir schaffen eine Einstiegsre-
gulierung für den schrittwei-
sen Ausbau der Wasserstoff-
netze sowie Regelungen für 
den schnellen Markthochlauf 
von grünem Wasserstoff, u.a. 
durch die Ausgestaltung der 
gesetzlichen Vollbefreiung für 
mit grünem Strom erzeugten 
Wasserstoff. Wir treiben den 
Ausbau der erneuerbaren 

Energien weiter voran und re-
geln für das nächste Jahr um-
fangreiche Sonderausschrei-
bungen bei Wind und Photo-
voltaik. Damit verlieren wir 
beim Ausbau keine Zeit und 
können unsere Ziele gut an die 
noch ausstehende EU-
Regelung anpassen. 

Wir setzen Kunden in die La-
ge, von niedrigen Strompreisen 
in Zeiten hohen Stromange-
bots aus Solar- und Windener-
gieanlagen zu profitieren. 
Hierzu sollen sukzessive im-
mer mehr Stromlieferanten 

Wasserstofftechnik einführen 
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 «Ich bin überzeugt, dass wir nur zusammen als 
Staatengemeinschaft erfolgreich die Herausforde-
rungen der Pandemie wie auch der anderen großen 
Aufgaben meistern können. Eine souveräne Europä-
ische Union sollte hier ein starker Partner sein.» 

(Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel am Donnerstag im Plenum 
des Deutschen Bundestages) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

Reduktion im Jahre 2030 aus. 
Deutschland leistet dadurch 
einen offensiven Beitrag zum 
europäischen ‚Green Deal‘ und 
zur Einhaltung des UN-
Klimaübereinkommens von 
Paris. 

Beim Erreichen ehrgeizigerer 
Ziele stehen alle in der Pflicht. 
Eine wichtige staatliche Aufga-
be ist es, Anreize für Investitio-
nen in den Klimaschutz zu set-

zen. Bereits in den ver-
gangenen zwei Jahren 
wurden dafür vom 
Bund im Rahmen von 
Klimaschutz- und Kon-
junkturprogramm 80 
Milliarden Euro bereit-
gestellt. Die Bundesre-
gierung baut mit dem 
vom Kabinett beschlos-

s e n e n  K l i m a s c h u t z -
Sofortprogramm 2022 darauf 
auf. Die jetzt vereinbarten zu-
sätzlichen Mittel von acht Mil-
liarden Euro setzen weitere 
kraftvolle Impulse, auch in 
Richtung der kommenden 
Wahlperiode. 

Wir treten dafür ein, dass euro-
pä ische  und  nat iona le 
Klimapolitik gut verzahnt wer-
den. Unsere Ziele und Instru-
mente in Deutschland sind 
fortlaufend mit den europäi-
schen Regeln abzugleichen und 
falls erforderlich daran anzu-
passen. Die Berichtspflichten, 
die das im Klimaschutzgesetz 
gewährleisten sollen, haben 
wir in den Verhandlungen mit 

Am Donnerstag haben wir 
zahlreiche Neuregelungen im 
Bereich der Klima-, Umwelt- 
und Energiepolitik beschlos-
sen:  Das Ziel der Klimaneut-
ralität 2045  nehmen wir mit 
dem neuen Klimaschutzge-
setz fest ins Visier. Wir wol-
len das Klima schützen, wei-
terhin Industrieland bleiben, 
hochqualifizierte Arbeitsplät-
ze im Land erhalten und den 
sozialen Zusam-
menhalt sichern. 
Dieser Kraftakt 
gelingt nur als 
Gemeinschafts-
werk. 

Mit der Geset-
zesnovelle als 
Reaktion auf das 
Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts von 
Ende April stecken wir wich-
tige Wegmarken zur Kli-
maneutralität klarer als bis-
her ab. Gleichzeitig sorgen 
wir für eine bessere zeitliche 
Verteilung der Lasten bei der 
Einsparung von Treibhausga-
sen. Das sorgt für mehr Ge-
nerationengerechtigkeit. Für 
2030 erhöhen wir das Ziel bei 
der Reduktion von Treib-
hausgasemissionen von 55 
auf 65 Prozent im Vergleich 
zu 1990. 2040 müssen 88 Pro-
zent eingespart werden. 

Wir richten die deutsche 
Klimapolitik gleichzeitig auf 
das neue EU-Klimaziel von 
55 Prozent Treibhausgas-

der SPD deutlich verschärft. 
Das ist zum Beispiel wichtig, 
wenn die EU im Gebäude- und 
Verkehrsbereich eine europäi-
sche CO2-Bepreisung einführt. 

So füllen wir die ehrgeizigen 
Klimaziele mit Leben.  Gleich-
zeitig stehen wir für eine Kli-
maschutzpolitik mit Augenmaß. 
Deshalb haben grünes Licht für 
d i e  C a r b o n - L e a k a g e -
Verordnung gegeben. So entlas-
ten wir die Unternehmen, die 
im europäischen und internatio-
nalen Wettbewerb stehen, von 
den Kosten aus dem nationalen 
Emissionshandel und vermei-
den Arbeitsplatzverlagerungen 
ins Ausland. Den ursprüngli-
chen Vorschlag der Bundesre-
gierung konnten wir im Sinne  
eines gerechten noch angemes-
senen Wettbewerbsschutzes 
verbessern. Besonders kleine 
und mittelständige Unterneh-
men werden so geringer belas-
tet. Nachjustieren konnten wir 
im Sinne der kleinen und mitt-
leren Unternehmen mit einem 
Jahresenergieverbrauch von 
unter 10 Gigawattstunden.  

Außerdem konnten wir in der 
Verordnung verankern, dass 
jährlich überprüft wird, inwie-
weit die Carbon-Leakage-
Verordnung ihrem Namen ge-
recht wird und Standortverlage-
rungen verhindert. Denn es ist 
und bleibt unser Ziel als Union, 
Arbeitsplätze in Deutschland zu 
erhalten. Dafür werden wir uns 
auch in Zukunft stark machen. 

Klimaneutralität 2045 


